
vorgenannten Stellen zur Entscheidung zuzuleiten. Im 
übrigen wenden die Gerichte bei Erledigung des Er­
suchens selbst die Prozeßvorschriften ihres Staates an.

Die Vollstreckung ausländischer Entscheidungen
Eine gerichtliche Entscheidung kann im Prinzip unmit­
telbar nur im Gebiet des Staates vollstreckt werden, in 
dem sie ergangen ist. Für die zwangsweise Durch­
setzung in einem anderen Staat ist eine besondere An­
ordnung, das sog. Exequatur, seitens der Gerichtsorgane 
des Staates erforderlich, in dem die Entscheidung voll­
streckt werden soll. In einigen Staaten besteht generell 
die Möglichkeit, ausländische Gerichtsurteile zu voll­
strecken, in anderen Staaten — wie z. B. in der UdSSR 
— kommt die Anerkennung und Vollstreckung auslän­
discher Urteile nur in Betracht, soweit hierüber ein 
besonderes internationales Abkommen besteht.
Im Zusammenhang mit dem Abschluß zahlreicher 
Rechtshilfeverträge seitens der UdSSR mit den anderen 
sozialistischen Staaten hat das Präsidium des Obersten 
Sowjets der UdSSR durch einen Erlaß vom 12. Sep­
tember 1958 das Vollstreckungsverfahren für die Ent­
scheidungen der Gerichte (und der ihnen gleichgestell­
ten Urkunden) dieser Staaten festgelegt.
Danach ist der Antrag auf Erteilung der Vollstreckungs­
klausel von dem sowjetischen Gericht, in der Regel von 
dem Rayon(Kreis)-Gericht am Wohnsitz des Schuldners,

in öffentlicher Gerichtsverhandlung unter gleichzeitiger 
Vorladung des Schuldners zu prüfen und zu bewilligen. 
Eine Ablehnung des Antrags ist nur in den Fällen 
möglich, die der betreffende Rechtshilfevertrag vorsieht. 
Auf Grund der rechtskräftigen Entscheidung des aus­
ländischen Gerichts und des Beschlusses des sowjeti­
schen Gerichts über die Erteilung der Vollstreckungs­
klausel wird ein Vollstreckungsbefehl erlassen, der an 
das Volksgericht am Ort der Vollstreckung gerichtet 
ist. Die Justizorgane der DDR sollten Gläubiger, die 
eine Zwangsvollstreckung in der UdSSR betreiben 
wollen, entsprechend unterrichten.

*

Der vorstehende Beitrag hat sich darauf beschränkt, 
einige Fragen des internationalen Zivilprozeßrechts im 
Zusammenhang mit dem entsprechenden Abschnitt des 
sowjetischen Lehrbuchs zu erörtern. Auch die übrigen 
Abschnitte bieten eine Fülle von Erkenntnissen und 
Anregungen für die eigene Arbeit; auf sie konnte 
jedoch hier nicht eingegangen werden.

Ein Studium dieses Werkes kann allen Kollegen emp­
fohlen werden. Auch für die in der Wirtschaft und im 
Außenhandel tätigen Juristen ist das Buch ein wichti­
ger Ratgeber. Es sollte als Nachschlagewerk in keiner 
Gerichtsbücherei fehlen.

2ur Diskussion
ALICE UHLIG, Richter am Bezirksgericht Potsdam

Zur Kontrolle der Gesetzlichkeit 
im Rechtsmittelverfahren

Das Rechtsmittelverfahren bietet den Bezirksgerichten 
viele Möglichkeiten, auf die Verbesserung der Recht­
sprechung erstinstanzlicher Gerichte Einfluß zu nehmen. 
Allerdings wird die Bedeutung der Rechtsmittel, ins­
besondere die der Berufung, teilweise noch unterschätzt. 
Nicht selten wird die Berufung weniger unter dem 
Gesichtspunkt der Hilfe für die Erfüllung der Auf­
gaben des Rechtsmittelgerichts denn vielmehr als Aus­
druck einer subjektiven, vorgefaßten Meinung des 
Angeklagten gegenüber dem Urteil aufgefaßt. In diesen 
Fällen werden die Argumente der Berufung ungenügend 
geprüft, und es unterbleibt die gründliche Auseinander­
setzung mit der angefochtenen Entscheidung. Das läßt 
sich praktisch z. B. an einer noch immer relativ hohen 
Zahl von Verwerfungsbeschlüssen wegen offensichtlicher 
Unbegründetheit (§ 284 Abs. 1 StPO) nachweisen.
Mit der Berufung bringt der Angeklagte grundsätzlich 
zum Ausdruck, daß er von der Gesetzlichkeit des Ver­
fahrens und damit von der Richtigkeit der Sachent­
scheidung nicht überzeugt ist. Das Rechtsmittelgericht 
hat die Pflicht, dies zu überprüfen. Diese Überprüfungs­
tätigkeit — soll sie nicht formal bleiben — setzt bei den 
Richtern volle ideologische Klarheit über das Wesen 
des Rechts und gründliche Kenntnis der gesamtstaat­
lichen und örtlichen. Aufgaben voraus. Sie ist not­
wendig, um im Einzelfall in den angefochtenen Ent­
scheidungen das Nachwirken bürgerlicher Rechtsvor­
stellungen, revisionistische und dogmatische Tendenzen 
aufzudecken und das Strafverfahren bewußt in die 
gesamtstaatliche Leitung der sozialistischen Umgestal­
tung einzuordnen. Die Aufdeckung von Fehlern und 
Schwächen der erstinstanzlichen Entscheidung erfordert 
gleichzeitig ein tiefes Eindringen in die Sache selbst.

Der Umfang der Überprüfung des angefochtenen 
Urteils
Nach welchen Gesichtspunkten ist die angefochtene 
Entscheidung zu überprüfen? Zunächst muß gesagt 
werden, daß Inhalt und Umfang der Überprüfung nicht 
durch das Rechtsmittel bestimmt werden. Seine Be­
gründung ist dem Senat zwar eine wesentliche Hilfe, 
weil er daraus erkennt, in welcher Hinsicht der An­
geklagte nicht mit dem Urteil einverstanden ist, und 
unter Umständen auch wertvolle Hinweise für die 
Überprüfung erhält. Den Inhalt der Überprüfung aber 
bestimmt § 280 StPO, der alle die Gesetzlichkeit und 
Gerechtigkeit des Verfahrens bestimmenden Fragen 
umfaßt. Erst auf der Grundlage der in dieser Bestim­
mung geforderten allseitigen Kontrolle ist eine Ein­
schätzung des erstinstanzlichen Urteils und die Auf­
deckung eventueller Fehler und Schwächen möglich. 
Zugleich schafft diese Überprüfung auch Voraussetzun­
gen für eine umfassende Anleitung der Rechtsprechung 
der Kreisgerichte.

Zunächst muß das Rechtsmittelgericht überprüfen, ob 
der Sachverhalt im Sinne des Staatsratsbeschlusses all­
seitig aufgeklärt, ob das Tatgeschehen exakt festgestellt 
wurde und ob die Umstände und Folgen der Straftat, 
der eingetretene Schaden, die konkreten Ursachen und 
Bedingungen, die zur Straftat führten bzw. diese even­
tuell begünstigten, der Grad des Verschuldens des An­
geklagten, seine Entwicklung, sein Bewußtseinsstand 
und sein gesellschaftliches Verhalten erforscht sind. Die 
Antwort auf diese Fragen ergibt sich nicht allein aus 
dem Urteil, sondern auch aus der Überprüfung der vom 
Gericht erster Instanz erhobenen Beweise, aus dem 
Protokoll und aus den sonstigen bei den Akten befind­
lichen Unterlagen.


